
L-01-380-2 Alle nach ihrer Fasson – Für ein selbstbestimmtes Leben in Berlin

Antragsteller*in: Ingrid Bertermann (Berlin-Mitte KV)

Änderungsantrag zu L-01

Von Zeile 379 bis 380 einfügen:
nicht hinnehmbar, dass auf dem Rücken einiger weniger Frauen derzeit öffentlich ausgetragen wird, ob
dieses Gesetz rechtens ist.

Sexarbeit ist Arbeit

Das 2018 in Kraft getretene ProstSchG hat im Gegensatz zu seiner Bezeichnung die
Arbeitsbedingungen der Sexarbeitenden verschlimmert.

Wir wollen die Freiheitsrechte der Sexarbeitenden genauso wichtig nehmen, wie die anderer
Berufsgruppen und uns für die Verbesserung der Umsetzung und die Veränderung bestehender
Regelungen einsetzen. Im Rahmen der Mitwirkung der Landesregierung bei der Gesetzgebung des
Bundes wollen wir für die dringend notwendige Schaffung angemesser Gesetze bzw. die Abschaffung
einschränkender Regelungen eintreten.

Begründung

Seit 2002 das Prostitutionsgesetz (ProstG) in Kraft getreten ist, müsste klar sein, dass Sexarbeit nicht
mehr als sittenwidrig gilt, sondern als Arbeit anerkannt ist.

So schreibt die Bundesregierung in ihrem Bericht zu den Auswirkungen des ProstG:

„Freiwilligkeit bedeutet im Zusammenhang mit dem sexuellen Selbstbestimmungsrecht, dass
Individuen frei über das ‚Ob‘ und das ‚Wann‘ und das ‚Wie‘ einer sexuellen Begegnung entscheiden
können.“
Die Sexarbeit fällt deshalb - wie jede auf Dauer angelegte Tätigkeit - zur Schaffung und Erhaltung
einer Lebensgrundlage unter die Garantie des Artikel 12 Abs. 1 des Grundgesetzes (GG):
„Alle Deutschen haben das Recht, Beruf, Arbeitsplatz und Ausbildungsstätte frei zu wählen.“

Das Bundesverfassungsgericht hat diese Sichtweise in seinem Urteil von April 2009 bestätigt.
(1 BvR 224/07 vom 28.04.2009)

Eine konsequente Fortführung wäre es, weitere gesetzliche Regelungen zur vollständigen
Gleichbehandlung mit anderen Erwerbstätigkeiten folgen zu lassen.

Landesdelegiertenkonferenz von Bündnis 90/Die Grünen Berlin am Samstag, 6. April 2019,
Tagungswerk.
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